
Frisch novelliert startet die BayBO ins neue Jahr 

Zum 01.01.2026 wurde die BayBO erneut novelliert. Die Novelle betraf wieder einmal die 

kommunalen Satzungen, genauer die Anwendung kommunaler Baugestaltungssatzungen 

bei verfahrensfrei möglichen Dachgeschossausbauten zu Wohnzwecken und bei Einbau 

weiterer Wohnungen im Innenbereich. Zudem wurden die bauordnungsrechtlich 

relevanten Konsequenzen des „Bau-Turbo“ in die BayBO implementiert.  

Beachten kommunaler Baugestaltungssatzung bei verfahrensfreiem Dachgeschossausbau 

und Einbau einer weiteren Wohnung  

Bislang regelte der Art. 81 Abs. 5 BayBO, dass die in Art. 81 Abs. 1 definierten örtliche 

Bauvorschriften einem Bauvorhaben nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 18 nicht entgegenstehen; sprich die 

kommunalen Satzungen, deren Rechtsgrundlage der Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 BayBO ist, 

mussten bei einem verfahrensfrei möglichen Dachgeschossausbau zu Wohnzwecken 

einschließlich neuer Dachgauben bzw. beim Einbau weiterer Wohnungen im Geltungsbereich 

des § 34 BauGB nicht beachtet werden.  

Zum 01.01.2026 verschwand nun die kommunale Baugestaltungssatzung, die Nr. 1 des Art. 81 

Abs. 1 BayBO, aus der Aufzählung in Art. 81 Abs. 5 BayBO. Dies bedeutet, dass ab dem 

01.01.2026 kommunale Baugestaltungssatzungen bei den oben genannten verfahrensfreien 

Vorhaben wieder beachtet werden müssen, also z.B. etwaige Regelungen zu Dachgauben. 

Wichtig zu wissen ist, dass bei diesen Vorhaben, wenn sie vor dem 01.01.2026 bei der Kommune 

angezeigt wurden (vgl. Art. 57 Abs. 7 BayBO) noch alle kommunalen Satzungen außer Acht 

gelassen werden können. Für sie gilt Art. 81 Abs. 5 in der am 31. Dezember 2025 geltenden 

Fassung. Alle Vorhaben jedoch, die ab dem 01.01.2026 angezeigt wurden bzw. werden, müssen 

bereits die Vorgaben einer örtlichen Baugestaltungssatzung wieder beachten. Diese 

Übergangsvorschrift findet sich in Art. 83 BayBO unter dem neuen Abs. 8a.  

Bauordnungsrechtliche Konsequenzen des „Bau-Turbo“ 

Am 30.10.2025 trat der sogenannte „Bau-Turbo“ in Kraft. Er zielt darauf ab, den Wohnungsbau 

durch Erleichterungen bei Bebauungsplänen und Abweichungen von Vorschriften, insbesondere 

des Einfügegebots im Innenbereich nach § 34 BauGB, zu vereinfachen. Ziel ist dem aktuellen 

Mangel an bezahlbarem Wohnraum entgegenzuwirken. Zentral ist die neue, jedoch bis Ende 

2030 befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau in § 246 e BauGB.  

Flankiert wird der § 246e BauGB von der Änderung des § 31 Abs. 3 BauGB: Nun kann unter 

bestimmten Voraussetzungen nicht nur im Einzelfall, sondern gleich in mehreren vergleichbaren 

Fällen von den Festsetzungen eines Bebauungsplanes zugunsten des Wohnungsbaus befreit 

werden.  

Analog regelt der neue § 34 Abs. 3b BauGB, dass mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall 

oder – und das ist neu – in mehreren vergleichbaren Fällen vom Erfordernis des Einfügens in die 

nähere Umgebung abgewichen werden, wenn das Vorhaben der Errichtung eines 

Wohngebäudes dient und auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 

Belangen vereinbar ist. 

Unter § 36a BauGB ist Zustimmung der Gemeinde bei Anwendung des § 31 Abs. 3 und des § 34 

Abs. 3b BauGB definiert. Dies hat auch Einfluss auf die in der BayBO geregelten 

Genehmigungsverfahren, was den neuen Art. 82c BayBO „Bau-Turbo“ erforderlich machte.  

Sehr hilfreich in diesem Kontext sind auch die vom Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, 

Bau und Verkehr herausgegebenen FAQ zum Vollzug des „Bau-Turbos“. Diese finden Sie hier 

bzw. unter: 

https://bauministerium.bayern.de/buw/baurechtundtechnik/bauplanungsrecht/allgemeines/in

dex.php 
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